
Mittwoch, 27. Mai 2026   
Ausgabe 98
ru.muenchen.de
Als Newsletter unter muenchen.de/ru-abo

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8, 80313 
München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

RathausUmschau

Inhaltsverzeichnis
Terminhinweise für Medien	 2
Meldungen	 2
	› „Ich komme aus dem Ausland“: Neuer digitaler Bürgerservice	 2
	› Halle 2 verabschiedet sich aus Schwabing: Pop-up-Store schließt	 3
Sozialreferat in eigener Sache	 4
Antworten auf Stadtratsanfragen	 6

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat	
Pressemitteilungen städtischer Beteiligungsgesellschaften	



Rathaus Umschau
27.5.2026, Seite 2

Terminhinweise für Medien

Donnerstag, 28. Mai, 20 Uhr, Alte Kongresshalle, Am Bavariapark 14
Stadtrat Laurenz Kiefer (CSU-Stadtratsfraktion) spricht in Vertretung des 
Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich des Benefizkonzertes „Swin-
ging Bavaria – Die Big Band der Bundeswehr on stage“, das vom Volks-
bund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. (Bezirksverband München) in 
Kooperation mit der Big Band der Bundeswehr veranstaltet wird.

Samstag, 30. Mai, 14 Uhr, Bordeauxplatz
Stadträtin Angelika Pilz-Strasser (Die Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) 
spricht in Vertretung des Oberbürgermeisters ein Grußwort im Rahmen 
des Partnerschaftsfestes München-Bordeaux der Initiative München Bor-
deaux. Mehr Infos unter https://imb-ev.de.

Montag, 1. Juni, 9 Uhr, Fischbrunnen am Marienplatz
Stadträtin Carmen Romano (Die Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) be-
grüßt in Vertretung des Oberbürgermeisters eine Delegation, die mit dem 
Rad die Transalp-Strecke München-Mailand fährt. Begleitet wird die Dele-
gation von einer Vertreterin der Region Lombardei und dem Verwaltungs-
chef der Mailänder Flughäfen. Vom ADFC nehmen Petra Husemann-Ruew 
und Martina Kiderle teil.

Meldungen

„Ich komme aus dem Ausland“: Neuer digitaler Bürgerservice
(27.5.2026) München hat sein digitales Bürgerservice-Angebot erweitert. 
Unter stadt.muenchen.de/buergerservice/lebenslagen ist ab sofort die 
neue Lebenslage „Ich komme aus dem Ausland.“ verfügbar. Der neue On-
line-Service unterstützt Menschen, die neu nach Deutschland oder Mün-
chen kommen, schnell passende Informationen und Leistungen zu finden. 
Die Anwendung ist einfach bedienbar und für die Nutzung mit Smartpho-
nes und Tablets optimiert.
Der Einstieg erfolgt intuitiv über kurze Fragen wie „Welche dieser Doku-
mente haben Sie aktuell?“ und „Welche Staatsangehörigkeit haben Sie?“ 
Die Antworten werden mithilfe von Bildern dargestellt. Nach wenigen 
Klicks erhalten Nutzer*innen eine persönliche Checkliste mit passenden 
Angeboten und Leistungen. Diese kann gespeichert, abgehakt und jeder-
zeit über einen Link erneut abgerufen werden. Je nach individueller Situa-
tion enthält die Liste den passenden Antrag zur Aufenthaltserlaubnis oder 

https://imb-ev.de
http://stadt.muenchen.de/buergerservice/lebenslagen


Rathaus Umschau
27.5.2026, Seite 3

Informationen zur internationalen Schulberatung, zu Sprachcafés in Stadtbi-
bliotheken oder Studienmöglichkeiten.
Bereits im vergangenen Jahr hatte die Stadt die beiden Lebenslagen „Ich 
will umziehen“ und „Ich habe wenig Geld“ veröffentlicht, um Bürger*in-
nen zu den richtigen Dienstleistungen für ihre Situation zu lotsen.
Bürgermeisterin Mona Fuchs: „Münchens Vielfalt ist Münchens wirtschaft-
liche Stärke. Unsere Stadt lebt davon, dass Menschen aus aller Welt hier 
arbeiten, studieren, gründen und ein neues Zuhause finden. Wer will, dass 
München auch künftig stark und innovativ bleibt, muss Integration vom 
ersten Tag an erleichtern – schnell, digital und verständlich. Genau dazu 
leistet die neue Lebenslage einen wichtigen Beitrag.“
IT-Referentin Dr. Laura Dornheim: „Die Erweiterung des Angebots zeigt, 
dass Digitalisierung jede Lebenslage bereichern und erleichtern kann. Statt 
sich durch umfangreiche Formulare zu klicken, kommt man hier auch mit 
der Beantwortung einfacher Fragen ans Ziel. Gerade für Menschen, deren 
Muttersprache nicht Deutsch ist, ist das ein großer Schritt in Richtung Bar-
rierefreiheit bei Behördengängen.“
Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller: „In einer neuen Stadt 
und in einem neuen Land ist Orientierung besonders wichtig. Mit der 
neuen Lebenslage helfen wir Menschen aus dem Ausland dabei, schnell 
die passenden Angebote und Leistungen zu finden.“

Halle 2 verabschiedet sich aus Schwabing: Pop-up-Store schließt
(27.5.2026) Der Pop-up-Store der Halle 2 des Abfallwirtschaftsbetriebs 
München (AWM) in der Hohenzollernstraße schließt am 27. Juni seine 
Türen. Nach zwei erfolgreichen Jahren endet damit das zeitlich befristete 
Zero Waste Projekt in Schwabing. Im Juni startet der Abverkauf mit Rabatt- 
aktionen. Ab dem 2. Juni erhalten Kund*innen unter anderem 50 Prozent 
Rabatt auf das gesamte Sortiment.
Die Annahme von Gebrauchtwaren im Pop-up-Store ist im Juni nicht mehr 
möglich. Bürger*innen werden gebeten, ihre Waren stattdessen entweder 
zum nächstgelegenen Wertstoffhof – dem Wertstoffhof plus in Freimann 
(Lindberghstraße 8a) – oder direkt zur Halle 2 in Pasing zu bringen.
Die Halle 2-Boxen zur Sammlung und zum Transport von Gebrauchtwaren 
können weiterhin kostenlos im Pop-up-Store mitgenommen werden.
Sabine Schulz-Hammerl, 2. Werkleiterin des AWM: „Wir danken unseren 
Mitarbeitenden sowie den Münchner*innen, die den Store in den vergan-
genen zwei Jahren mit Leben gefüllt und so viele Gebrauchtwaren vorbei-
gebracht haben. Der Pop-up-Store war ein gelungenes Beispiel dafür, wie 
bürgernahe Wiederverwendung direkt in den Quartieren funktionieren und 
viele Menschen für nachhaltigen Konsum begeistern kann – gleichzeitig 
war das Projekt von Anfang an zeitlich begrenzt.“
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Sozialreferat in eigener Sache

Zukunftssicherungsprozess: Konkrete Auswirkungen noch nicht zu 
beziffern
(27.5.2026) Gemeinsam mit der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts-
pflege (ARGE), dem Kreisjugendring München-Stadt und dem Münchner 
Trichter arbeitet das Sozialreferat seit vergangenem Sommer in der Ar-
beitsgruppe Zukunftssicherung. Ziel dieses Prozesses ist es, künftig unter 
Berücksichtigung von Konsolidierungsbeiträgen und Mehrbedarfen mit den 
Mitteln auszukommen, die der Stadtrat im Zuschussbereich zur Verfügung 
gestellt hat, und dabei die Vielfalt der sozialen Landschaft zu erhalten.
In diesem Prozess waren alle Träger aufgerufen, sich als Arbeitsgrundlage 
mit konkreten Vorschlägen einzubringen. Nicht nur der Kreisjugendring, 
sondern auch viele andere Beteiligte sind dieser Bitte nachgekommen. 
Die eingereichten Vorschläge können am Ende nicht in allen Fällen be-
rücksichtigt werden, weil sie anhand gemeinsam entwickelter Kriterien 
erst noch abgewogen werden müssen. Zum jetzigen Stand lassen sich 
konkrete Auswirkungen noch nicht beziffern. Wer die aktuell kursierenden 
Vorschläge bereits als Ergebnis liest, greift dem Prozess vor. Der Stadtrat 
entscheidet voraussichtlich Ende 2026. Die finanzielle Wirksamkeit tritt 
erst zum Januar 2028 ein, anders als im Artikel dargestellt.
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Beim Zukunftssicherungsprozess 
wirken freie und öffentliche Seite eng zusammen. Alle sind Teile eines 
Systems, das wir umbauen müssen, um es zu erhalten. Die Alternative zu 
diesem strukturierten Vorgehen wären pauschale Kürzungen nach dem Ra-
senmäherprinzip, die Löcher ins soziale Netz reißen und sich später kaum 
reparieren ließen. Allen Beteiligten am Zukunftssicherungsprozess möchte 
ich an dieser Stelle nochmals für die engagierte und konstruktive Zusam-
menarbeit danken.“
Der Zukunftssicherungsprozess gliedert sich in zwei Hauptstränge:  
Mit Blick auf überregionale Angebote haben die Partner Kriterien für eine 
stadtweite Versorgung definiert. Dabei geht es darum, welche Anforderun-
gen Angebote erfüllen müssen, wen sie erreichen und wie sie wirken. Mit 
diesen Kriterien werden alle überregionalen Projekte abgeglichen und in 
einem Abwägungsverfahren mit weiteren fachlichen Aspekten bewertet.
Mit Blick auf regionale Angebote haben sich die Beteiligten auf Abwä-
gungskriterien im Rahmen einer Blaupause verständigt, die eine sozial-
räumliche Betrachtung der Versorgung ermöglicht. Mit dieser Methodik 
und unter Berücksichtigung fachlicher Gesichtspunkte wird das Sozialre-
ferat alle Stadtbezirke überprüfen und im Anschluss eine Gesamtschau 
erarbeiten.
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Träger können in beiden Strängen des Prozesses Rückmeldungen zu 
möglichen Synergien einspeisen. Das Sozialreferat bewertet anschließend 
und gewichtet transparent und nachvollziehbar. Alle Mitglieder der AG Zu-
kunftssicherung diskutieren die Ergebnisse im Rahmen einer abschließen-
den Prozesswürdigung, bevor die Vorschläge dem Stadtrat vorgelegt wer-
den. Träger, die aufgrund von Kostensteigerungen in Existenznöte geraten, 
können sich weiterhin an das Sozialreferat wenden und dort im Rahmen 
eines Existenzsicherungsverfahrens schnelle finanzielle Unterstützung er-
halten.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 27. Mai 2026

Wie steht es um den Ausbau der Tram-Westtangente?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Leo Agerer, Alexandra Gaßmann und 
Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
10.8.2023

Wiedereinführung der Fehlbelegerabgabe
Antrag Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Meh-
ling, Manuel Pretzl und Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 12.11.2025

Leerstand 3: Einführung eines verpflichtenden „Leerstands-Frühwarn-
systems“ für alle städtischen Gebäude und Flächen
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 21.11.2025

Verbesserung der ÖPNV-Anbindung von Freiham – U-Bahn Vorläufer-
betrieb – ganztägig S-Bahn alle 10-Minuten – Verbesserungen im Rad-
netz
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Judith Greif, 
Ursula Harper, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Angelika Pilz-Strasser, Florian 
Schönemann, Christian Smolka, Felix Sproll, Sibylle Stöhr und Sebastian 
Weisenburger (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 14.1.2026
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Wie steht es um den Ausbau der Tram-Westtangente?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Leo Agerer, Alexandra Gaßmann und 
Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
10.8.2023

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst möchten wir um Entschuldigung bitten, dass Sie bisher noch 
keine Rückmeldung von uns erhalten haben.

In Ihrer Anfrage vom 1.12.2025 legen Sie folgenden Sachverhalt zu Grunde:
In der Süddeutschen Zeitung vom 25.7.2023 wird von großen Herausforde-
rungen im Münchner ÖPNV insgesamt und dramatischen Kostensteigerun-
gen bei der Tram-Westtangente berichtet. 

Herr Oberbürgermeister hat uns Ihre Anfrage zur Beantwortung zugeleitet: 
Die darin aufgeworfenen Fragen beantworten wir wie folgt:

Frage 1:
Was wird die Tram-Westtangente insgesamt kosten und welche Kosten in 
welcher Höhe trägt hierbei die LHM? 

Antwort:
Die bislang von den SWM ermittelten Gesamtkosten (PFA1 und PFA2) der 
TWT belaufen sich auf 497,6 Mio. Euro, einschließlich der in vorangegange-
nen Jahren bereits erbrachten Leistungen.
Grundsätzlich ist das Projekt nach BundGVFG und BayFAG förderfähig. Die 
Komplementärförderung beträgt dadurch 85% der zuwendungsfähigen 
Kosten. Für den Planfeststellungsabschnitt 1 ist der Förderbescheid bereits 
bewilligt, für den Planungsabschnitt 2 liegt eine Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung vor. Die genaue Fördersumme für den PFA2 ist dadurch noch nicht 
bekannt. 
Für den PFA1 ergibt sich eine höchstmögliche Zuwendung von 217,6 Mio. 
Euro bei 351,5 Mio. Gesamtkosten. Der Anteil der LHM beläuft sich damit 
auf 133,9 Mio. Euro.

Frage 2: 
In welchen Teilstücken soll die Tram-Westtangente wann in Betrieb genom-
men werden?
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Antwort:
Die Stadtwerke München (SWM/MVG) werden die Tram-Westtangente 
nach aktuellem Stand gemäß folgendem, ambitionierten Zeitplan in Betrieb 
nehmen (Änderungen vorbehalten):
1.	 Februar 2026: Agnes-Bernauer-Straße bis Ammerseestraße
2.	 Ende 2027: Ammerseestraße bis Ratzingerplatz
3.	 Ende 2028: Romanplatz bis Agnes-Bernauer-Straße
4.	 Ende 2028: Ratzingerplatz bis Aidenbachstraße

Frage 3:
Wann soll die Tram-Westtangente insgesamt in Betrieb genommen wer-
den?

Antwort:
Die Tram-Westtangente insgesamt wird nach Fertigstellung aller Teilab-
schnitte in Betrieb genommen. Nach aktuellem Stand wird dies nach 
Öffnung der Umweltverbundröhre in Laim und der Fertigstellung der P+R-
Anlage an der Aidenbachstraße erfolgen.

Frage 4:
Welchen Einfluss haben hier die Brückenbauwerke und wie ist der Stand 
bei eventuellen Gesprächen bspw. mit dem Bund?

Antwort:
Autobahnbrücke über die Bundesautobahn A 96: 
Die dreiteilige Autobahnbrücke an der Ammerseestraße über die A96 wird 
rückgebaut und neu errichtet. Der Neubau des mittleren Teils der Brücke 
ist aufgrund der neuen Belastungssituation durch den Tramverkehr not-
wendig, der West- und Ostteil der Brücke sind zudem instandsetzungswür-
dig. Im Zuge der Erneuerung wird ferner ein Spartenbypass neu verlegt. Es 
handelt sich dabei um einen bestandsorientierten Ersatzneubau, der keiner 
gesonderten Genehmigung nach Bundesfernstraßengesetz (FStrG) bedarf. 
Die Stadtwerke München und die Autobahn GmbH des Bundes haben sich 
entschlossen, ihre Kräfte zu bündeln, und die Maßnahme gemeinschaftlich 
sowie zeitlich synchronisiert durchzuführen. 
Der Planfeststellungsbeschluss für die Tram-Westtagente in dem hier 
betroffenen ersten Planfeststellungsabschnitt (PFA 1) wurde durch die Re-
gierung von Oberbayern am 4.9.2023 erteilt. Der Planänderungsbeschluss, 
der u.a. den Ersatzneubau der Autobahnbrücke mit Spartenbypass beinhal-
tet, erging am 8.11.2024. 
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Der Rück- und Neubau erfolgen in zwei Bauabschnitten, einen für den 
östlichen und einen für den westlichen Teil. Während der Bauzeit sind 
Verschwenkungen im Bereich der Brücke notwendig. Zunächst wird der 
Verkehr in beiden Fahrtrichtungen auf die westliche Bestandsbrücke um-
geleitet, während am östlichen Teil gearbeitet wird. Im Anschluss wird der 
Verkehr auf die neu gebaute Ostbrücke verschwenkt, und der Rück- und 
Neubau der Westbrücke beginnt. Zudem kommt es zu umfangreichen Ver-
kehrsschwenkungen auf der Autobahn A96. Die Baumaßnahme wurde im 
Oktober 2025 gestartet. Die Bauzeit beträgt voraussichtlich 30 Monate. 

Kreuzhofbrücken der Bundesautobahn A95: 
Die Autobahnbrücken der A95 am Kreuzhof gehören zwar nicht originär 
zum Projekt der Tram Westtangente, werden jedoch aus Gründen der Bau-
logistik und der Großbaustelleneffizienz im selben Projektzeitraum neu ge-
baut. Die Erneuerung erfolgt auch hier bestandsorientiert. 
Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für den zweiten Planfeststel-
lungsabschnitt (PFA 2) der Tram-Westtangente von Waldfriedhofstraße bis 
Aidenbachstraße wird die Erneuerung der Kreuzhofbrücken als unabhängi-
ges Vorlaufprojekt nachrichtlich dargestellt. 
Wie bei der Umweltverbundröhre in Laim handelt es sich beim Neubau der 
Kreuzhofbrücken um ein sogenanntes Schnittstellenprojekt, bei welchem 
die SWM/MVG auf dessen rechtzeitige Fertigstellung angewiesen sind. 
Letztlich können erst mit Fertigstellung des Brückenbaus darunter Gleise 
verlegt werden. 
Die Bauarbeiten für den Ersatzneubau der Kreuzhofbrücken begannen im 
August 2024 unter der Federführung des Baureferats. Bereits im Novem-
ber 2024 wurden zwei Behelfsbrücken eingehoben, um den Abbruch der 
bestehenden Brücken vorzubereiten. Das Bauvorhaben ist voll im Zeitplan. 
Die Fertigstellung der neuen Brückenbauwerke und ihre Freigabe für den 
Verkehr sind für das zweite Quartal 2027 geplant.

Frage 5:
Wie wird der verkehrliche Nutzen eines eventuellen Teil- und Komplett-
betriebs insgesamt und gegenüber einer bspw. dichteren Taktung der Be-
standsangebote des ÖPNV bewertet?

Antwort:
Der für Zuschüsse entscheidende Nutzen-Kosten-Indikator bestätigt 
der Tram-Westtangente im Komplettbetrieb den deutlich positiven Wert 
von 1,78.
Die Inbetriebnahme-Szenarien sollen dafür sorgen, dass die Bürger*innen 
frühzeitig von den neuen (Teil-)Angeboten profitieren können. Gleichzeitig 
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sorgen sie dafür, dass bereits fertig gestellte Abschnitte nicht lange unge-
nutzt bleiben und mögliche Baufehler der beauftragten Firmen noch vor 
Ablauf der Gewährleistungsfrist entdeckt und behoben werden können. 
Da Münchens Bevölkerung weiterhin wächst, nimmt auch das Mobilitäts-
aufkommen zu. Um mehr Fahrgäste allein mit Bussen transportieren zu 
können, wären viel mehr Fahrzeuge erforderlich als heute. Gleiches gilt 
für das Fahrpersonal, das aktuell schon enorm schwierig zu gewinnen ist. 
Obwohl vor Beginn der Bauarbeiten auf der Fürstenrieder Straße in den 
Hauptverkehrszeiten teilweise alle drei Minuten ein Bus gefahren ist, gerät 
der öffentliche Nahverkehr hier an seine Leistungsgrenze.

Die Tram stellt in Zukunft die bessere Alternative dar, weil ihre Kapazität 
z.B. durch den Einsatz längerer Fahrzeuge und eine Verdichtung des Takts 
langfristig weiter erhöht werden kann. Durch den Einsatz einer Tram statt 
Bussen werden mehr Fahrgäste für den öffentlichen Nahverkehr gewon-
nen. Die Umstellung des Verkehrsangebots auf der Cosimastraße von Bus 
auf Tram zur Eröffnung der Strecke nach St. Emmeram brachte von Herbst 
2011 bis Frühjahr 2012 Steigerungen, wie sie in ähnlicher Größenordnung 
auch bei der Umstellung der Buslinien 51 und 151 für die Tram-Westtan-
gente prognostiziert sind. 

Frage 6: 
Welche Buslinien sollen bei einem eventuellen Teilbetrieb bzw. im Kom-
plettbetrieb entfallen bzw. aufrechterhalten werden?

Antwort:
Das Busnetz wird während des Teilbetriebs unverändert bleiben, die Linien 
51, 151 und 168 fahren unverändert weiter auf den bestehenden Linien-
wegen. Möchte jemand nach der Teilinbetriebnahme Agnes-Bernauer-
Straße – Ammerseestraße eine Strecke zurücklegen, bei der Teile der 
bereits in Betrieb befindlichen Teilstrecke, als auch Teile, die darüber hin-
ausgehen, enthalten sind (z.B. von Waldfriedhof zum Romanplatz), ist ein 
Umsteigen vom Bus in die Tram und wieder in den Bus somit nicht nötig.  
Im Komplettbetrieb der Tram-Westtangente wird der Betrieb der derzeit 
bestehenden, parallel verkehrenden Buslinien eingestellt.

Frage 7:
Wie viele Bäume müssen für den Neubau gefällt werden und mit wie vie-
len Neupflanzungen rechnet die Stadt bis wann?
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Antwort:
Bei der Planung wurde Wert daraufgelegt, möglichst viele Bäume im Be-
stand zu erhalten. Mehr als 3.700 Bäume befinden sich im näheren Um-
feld des Projekts, knapp 90 Prozent der Bäume können erhalten werden. 
Alle Bäume, die für die künftige Tramtrasse sowie die Verbreiterung der 
Radwege und die Umlegung von Versorgungsleitungen gefällt werden 
müssen und schon gefällt wurden, müssen entsprechend den Auflagen 
des Planfeststellungsbeschlusses ersetzt werden. Die Standortsuche für 
die Ersatzpflanzungen ist nach aktuellem Stand noch nicht abgeschlossen. 
Ziel ist es, alle gefällten Bäume durch Neupflanzungen zu ersetzen, was 
deutlich über die gesetzlichen Anforderungen hinausgeht. Dabei wird be-
sonderer Wert auf eine große Artenvielfalt und die Verwendung zukunfts-
fähiger und klimafester Baumarten gelegt. Der Stammumfang der neu 
gepflanzten Bäume liegt bei 25 bis 35 Zentimetern.

Frage 8:
Wie soll während der Bauphase der Verkehr (durchschnittlich 46.000 KfZ/
Tag im Jahr 2022) umgeleitet und die angrenzenden Wohngebiete ge-
schützt werden?

Antwort:
Durch die großräumige Aufstellung von Hinweistafeln auf Staugefahr auf 
der Fürstenrieder Straße während der Bauzeit wird der Verkehr vorrangig 
über den Mittleren Ring abgeleitet. Zudem wurde auf den Bau zu Beginn 
medial über verschiedene Kanäle hingewiesen. Die Verkehrsbelastung auf 
der Fürstenrieder Straße hat sich gegenüber der Zeit vor Baubeginn signi-
fikant verringert. Über Ausweichverkehr in die Wohngebiete gingen dem 
MOR bislang nur vereinzelt Beschwerden zu. Durch die Riegelwirkungen 
der U5-Baustelle, die Nord-Süd-Abkürzungen unterbindet, und der A96, 
wonach das Ausweichen in die kleinen Anwohnerstraßen immer auf die 
Brücke über die A96 münden, bringen Umfahrungen der Fürstenrieder 
Straße in die Wohngebiete für den Individualverkehr keine Zeitersparnis 
und finden daher unserer Beobachtung nach nur vereinzelt statt.



Rathaus Umschau
27.5.2026, Seite 12

Wiedereinführung der Fehlbelegerabgabe
Antrag Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Winfried Kaum, Hans-Peter Meh-
ling, Manuel Pretzl und Matthias Stadler (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 12.11.2025

Antwort Sozialreferat:

Sie beantragen, dass der Oberbürgermeister sich bei der Staatsregierung 
dafür einsetzt, die 2007 abgeschaffte Fehlbelegungsabgabe wieder einzu-
führen. Die so zu vereinnahmenden Gelder sollen in die Förderung neuer 
Sozialwohnungen fließen. Außerdem entstehe dadurch mehr Gerechtig-
keit. Der Verwaltungsaufwand könne durch den Einsatz Künstlicher Intelli-
genz (KI) gering gehalten werden. Dazu sei ein automatischer Abgleich mit 
dem Finanz- und Einwohnermeldeamt denkbar.  

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag vom 12.11.2025 Folgendes mit:

Die Fehlbelegungsabgabe war eine Abgabe, die Mieter*innen einer öffent-
lich-geförderten Wohnung entrichten mussten, wenn sich die finanzielle 
Situation nach der Belegung durch das Amt für Wohnen und Migration so 
weit gebessert hatte, dass die Einkommensgrenze für die geförderte Woh-
nung überschritten wurde.

Die Fehlbelegungsabgabe wurde vom Amt für Wohnen und Migration bis 
zu ihrer Abschaffung durch den Freistaat Bayern zum 31.12.2007 erhoben. 
Die gesetzliche Regelung galt für Wohnungen im Ersten Förderweg (klas-
sische Sozialwohnung). Lediglich bis Ende 2009 hätte es in München noch 
einen ausreichenden Wohnungsbestand im Ersten Förderweg gegeben, 
um überhaupt einen Einnahmenüberschuss zu generieren. Denn seit dem 
1.1.2002 werden Wohnungen im Ersten Förderweg nicht mehr gebaut, so 
dass der Bestand durch Auslaufen der Sozialbindungen von Jahr zu Jahr 
sinkt.

Der Erste Förderweg wurde durch die Einkommensorientierte Förderung 
(EOF) abgelöst, welche die neue Hauptförderung im sozialen Wohnungs-
bau darstellt. Die Förderung besteht aus einer Grundförderung mit Darle-
hen für Bauherr*innen und einer Zusatzförderung mit einem monatlichen 
Zuschuss für die Miethaushalte (Einkommensorientierte Zusatzförderung, 
EOZF).
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Durch diese EOZF verringert sich die Miete für den einzelnen Haushalt auf 
eine zumutbare Höhe. Wenn sich während der Mietzeit das Einkommen 
erhöht, so reduziert sich entsprechend die EOZF und entfällt ab einer be-
stimmten Einkommenshöhe komplett (Überschreitung um mehr als 60%), 
so dass dann die volle Miete von den Mieter*innen alleine zu leisten ist. 
Im Gegensatz zu Wohnungen im Ersten Förderweg berücksichtigt diese 
subjektbezogene Förderung von Anfang an die individuelle Mietbelastungs-
grenze bzw. finanzielle Leistungsfähigkeit der Haushalte. Die Mietkosten 
sind also nicht von vornherein für alle Wohnungen niedrig. Stattdessen 
wird der einzelne Haushalt bedarfsorientiert je nach Einkommenshöhe be-
zuschusst. Dies ist eine einkommensabhängige, gerechte Handhabung.

Auf diese Weise sind für den Bau der einzelnen Wohnungen auch gerin-
gere Fördermittel notwendig, so dass insgesamt mit den gleichen Förder-
mitteln mehr Wohnungen gebaut werden können als in früheren Förder-
programmen. 

Wie Sie ausführen, bräuchte es für die Wiedereinführung der Fehlbele-
gungsabgabe auch eine entsprechende gesetzliche Grundlage. Es ist nicht 
davon auszugehen, dass der Freistaat Bayern diese schaffen würde. Denn 
auch der Freistaat Bayern verweist in der Diskussion auf den bayerischen 
Weg der EOF sowie den bürokratischen Aufwand, den eine Wiedereinfüh-
rung der Fehlbelegungsabgabe mit sich bringen würde.

Der bürokratische Aufwand wäre weiterhin sehr hoch. Das liegt zum einen 
daran, dass die von Ihnen vorgeschlagene Künstliche Intelligenz (KI) zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht existiert. Das Sozialreferat ist derzeit dabei, An-
wendungsfälle und Anforderungen für mögliche Einsatzgebiete einer KI zu 
eruieren, zu bewerten und zu priorisieren. Im Anschluss werden diese Be-
darfe IT@M gemeldet. Wann mit einer Umsetzung erster Anwendungsfälle 
gestartet werden kann und welche Anforderungen prioritär bearbeitet wer-
den, ist dabei noch völlig offen. Mit dem Einsatz von KI kann also allenfalls 
mittelfristig gerechnet werden.

Zum anderen ist es so, dass im Rahmen eines Datenabgleichs (wie 
z.B. beim Jobcenter oder der Wohngeldstelle) zwar gemeldet wird, bei 
wem eine Person seit wann beschäftigt ist, aber ohne Angabe über Ein-
kommenshöhe oder Arbeitsstunden. Die konkreten Gehaltsnachweise 
müssten dann von der Sachbearbeitung bei den Bürger*innen angefordert 
werden, was mit einem entsprechendem Aufwand verbunden ist. Eine KI 
könnte also erst nach Vorlage der Unterlagen eingesetzt werden, um etwa-
ige Daten auszulesen und zu verarbeiten.
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Die Erfahrungen aus dem früheren Vollzug der Fehlbelegungsabgabe ha-
ben zudem gezeigt, dass die Mitwirkungsbereitschaft der Bürger*innen 
im Vergleich zur jetzigen Systematik der EOZF deutlich schlechter war. Bei 
der EOZF müssen die Bürger*innen selbst einen Antrag stellen, um einen 
Mietzuschuss zu erhalten, so dass das Eigeninteresse an der Vorlage aller 
notwendigen Unterlagen groß ist. Bei einer drohenden Fehlbelegungsab-
gabe ist dieses Eigeninteresse naturgemäß geringer, so dass sich die Ver-
waltungsverfahren in die Länge ziehen.

Hinzu kommt, dass bei der EOZF nicht alle Bürger*innen einen Antrag 
stellen, insbesondere dann nicht, wenn sie schon wissen, dass ihnen kein 
Mietzuschuss mehr zusteht. Bei einer Fehlbelegungsabgabe müssten 
hingegen alle geförderten Wohnungen regelmäßig überprüft werden. Der 
Verwaltungsaufwand wird somit bei einer Fehlbelegungsabgabe immer 
deutlich höher sein, was wiederum nur mit einer Personalaufstockung 
umsetzbar wäre. Es ist also sehr zweifelhaft, ob überhaupt ein Überschuss 
generiert werden könnte.

Außerdem bräuchte es auch eine gesetzliche Grundlage für den Datenab-
gleich im Wohnungsbindungsrecht. Derzeit gibt es hierfür keine bundes-
rechtliche Regelung oder Ermächtigung.

Ein weiteres Problem ist, dass kein IT-Verfahren für den Vollzug einer 
Fehlbelegungsabgabe vorhanden ist. Bei Einführung des aktuellen IT-Fach-
verfahrens Wohnen in München (WIM) im Jahr 2011 war die Fehlbele-
gungsabgabe bereits abgeschafft, so dass es keine Notwendigkeit gab, die 
Software entsprechend zu ertüchtigen. Die Einführung einer neuen IT-An-
wendung scheint, insbesondere im Hinblick auf die Haushaltslage und Vor-
rangigkeit anderer Vorhaben, unrealistisch.

Unter Verweis auf die obenstehenden Ausführungen bleibt festzustellen, 
dass die Wiedereinführung einer Fehlbelegungsabgabe aus Sicht des 
Sozialreferats fachlich und ökonomisch nicht zielführend ist. Es müssten 
nachträglich Abgaben eingefordert und eingezogen werden, die bei der 
EOF erst gar nicht zur Auszahlung gelangen. Wenn ein Haushalt besser 
verdient, zahlt er keine Abgabe als Ausgleich für die vergünstigte Miete, 
sondern bekommt einfach keinen vorher gewährten Mietzuschuss mehr. 
Auch ist davon auszugehen, dass der Verwaltungsaufwand noch immer 
hoch wäre, so dass Einnahmen für die LHM fraglich sind. Denn eine KI 
steht nicht zur Verfügung und würde auch nur bedingt unterstützen.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist. 
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Leerstand 3: Einführung eines verpflichtenden „Leerstands-Frühwarn-
systems“ für alle städtischen Gebäude und Flächen
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 21.11.2025

Antwort Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats:

Mit Ihrem Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München, Kommunal-
referat, auf, für alle städtischen Immobilien – unabhängig davon, ob diese 
zur Eigennutzung durch die Stadt oder zur Vermietung/Verpachtung vorge-
sehen sind – ein verbindliches Leerstands-Frühwarnsystem einzuführen 
und verweisen hierzu auf städtische Gebäude und Flächen, die teilweise 
über Monate oder Jahre leer stehen. Hierzu machen Sie Vorschläge zu 
dessen inhaltlicher und prozessualer Ausgestaltung sowie zu zeitlichen 
Rahmenbedingungen für Konzeption und Implementierung. Die Ergeb-
nisse sollen in Form eines aufbereiteten Leerstandberichts dem Stadtrat in 
regelmäßigen Abständen vorgelegt werden. Dabei verweisen Sie darauf, 
dass Frühwarnsysteme andernorts erfolgreich eingesetzt werden und zu 
mehr Effizienz, weniger Leerständen und kürzeren Vergabezeiträumen ge-
führt hätten.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten.

Zu Ihrem Antrag vom 21.11.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Wie bereits im Zusammenhang mit Ihren Anfragen 1 und 4 ausgeführt, 
kann das Kommunalreferat aus Kapazitätsgründen nicht detailliert auf alle 
von Ihnen benannten 6 Haupt- und 10 Teilaspekte eingehen, weshalb die 
nachstehenden Ausführungen allgemein gehalten sind.

Ihr Ansinnen ist im Hinblick auf die Themenfelder interne Vernetzung und 
Zielsetzung im Sinne einer optimierten Immobilienverwaltung grundsätzlich 
nachvollziehbar. Allerdings sind unsere städtischen Rahmenbedingungen 
andere als bspw. in der Privatwirtschaft.  Der Vorwurf zu Leerständen trifft 
in o.g. Form nicht zu. 

Die Immobilien des Kommunalreferats sind zudem sowohl in ihrer Struktur, 
als auch in ihrer jeweiligen Nutzung außergewöhnlich, sodass stark indi-
vidualisierte und differierende Umsetzungsziele mit einem heterogenen 
Bestand vor dem Hintergrund der eigen- und fremdgenutzten Aspekte 
stetig in Einklang gebracht werden müssen und Instrumentarien der sons-
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tigen Immobilienbewirtschaftung aufgrund der hiesigen Besonderheiten an 
Grenzen stoßen.

Sind beispielsweise vor einer Neuvermietung Instandsetzungs- oder Sanie-
rungsmaßnahmen erforderlich, sind zur planmäßigen Umsetzung entspre-
chende Vorverfahren im Rahmen der städtischen Projektierungsrichtlinien 
sowie öffentlich-rechtliche Genehmigungsprozesse durchzuführen, welche 
i.d.R. zeitliche Rahmenbedingungen auslösen. 

Auch die Willensbildung bezüglich der Nutzung einzelner Immobilien erfor-
dert einen längeren Vorlauf, wenn zunächst Bedarfe der städtischen Refe-
rate oder Nutzungsvorschläge aus der Politik zu prüfen sind. 

Der städtische Immobilienbestand, der für externe Vermietungen in Frage 
kommt, reicht von kleinen Kiosken über Einzelhandelsflächen in guten 
Lagen bis hin zu Parkhäusern oder einfachen Gewerbeobjekten, die für 
Handwerks- oder Lagerzwecke genutzt werden. Hochwertige Gewerbe-
flächen bilden die Ausnahme. Jede kommunale Immobilie ist insofern ein 
Einzelfall. 

Zur Thematik „Leerstand“ ist zu betonen, dass sich das Kommunalreferat 
der besonderen Verantwortung aus dem Blickwinkel der Kommune auf 
dem in München gegebenen Vermietermarkt selbstverständlich bewusst 
ist. Die städtischen Leerstände bewegen sich auch deshalb sehr deutlich 
unterhalb des sonstigen Marktgeschehens, weil diese Aufgabenstellung, 
der möglichst umfassenden Nutzung des Portfolios, besonderer Aufmerk-
samkeit unterliegt. Nichtsdestotrotz gibt es aus immobilienwirtschaftlicher 
Betrachtung aber auch Leerstände, die aus unterschiedlichen Gründen 
unausweichlich sind und andernfalls kontraproduktive Problemstellungen 
verursachen würden. Soweit es möglich und insbesondere baurechtlich 
zulässig ist, werden Zwischennutzungen über Kreativ München ermög-
licht, um Leerstände während der Genehmigungs- und Planungsphasen zu 
vermeiden. 

Auch bei der Neuvermietung ist die Landeshauptstadt München als Kom-
mune an vergaberechtliche Vorschriften gebunden, um die transparente 
und gleichberechtigte Vergabe stadteigener Flächen sicherzustellen. Für 
Angebots- und Vergabeverfahren sind Fristen einzuhalten, die auch durch 
ein Frühwarnsystem nicht beschleunigt werden könnten. 

Das von Ihnen eingeforderte Leerstands-Frühwarnsystem und die ange-
führten Berichtspflichten würden somit den Einsatz entsprechender Per-
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sonalkapazitäten, die dem Kommunalreferat nicht zur Verfügung stehen, 
ohne echte relevante Änderungen erfordern und sich folglich zu Lasten der 
ohnehin angespannten regulären Aufgabenerledigung auswirken. 

Ferner spielen auch organisatorische Gesichtspunkte eine Rolle, weil die 
Immobilienverwaltung und -verantwortung für städtische Immobilien auch 
nach mfm-Einführung zum 1.1.2012 in Teilen nach wie vor dezentral organi-
siert ist. Schulen, Sportflächen und Kitas verwaltet bspw. das Referat für 
Bildung und Sport. Weiteres Immobilienvermögen wird zudem von städti-
schen Eigenbetrieben wie den Märkten München, dem Abfallwirtschafts-
betrieb München, den Stadtgütern München sowie dem Regiebetrieb 
Städtische Forstverwaltung und den Kommunalunternehmen Stadtwerke 
München und München Klinik verwaltet. Ein Teil der Wohn- und Geschäfts-
häuser des Kommunalreferats-Immobilienmanagement wird von der 
Münchner Wohnen GmbH in unserem Auftrag verwaltet. Alle genannten 
Bereiche verwalten in ihrer Funktion als vermögensrechtlicher Eigentümer 
oder beauftragter Verwalter Bestände eigenständig und größtenteils über 
separate Fachanwendungen, die keinerlei Schnittstellen zueinander auf-
weisen. Diese Gegebenheiten würden bspw. eine zentrale Erfassung und 
Aktualisierung erheblich erschweren und sowohl beim Leerstandsmelder 
als auch beim -erfasser Mehraufwände in aktuell nicht leistbarem Maße 
verursachen.
 
Mit Beschluss des Kommunalausschusses vom 4.7.2019 (Sitzungsvor-
lage Nr. 14-20/V 14191) erteilte der Stadtrat dem Kommunalreferat den 
Auftrag, einen jährlichen Bericht über verfügbare Gewerbeeinheiten zum 
Stichtag 30.6. des jeweiligen Jahres zu erstellen und als Bekanntgabe dort 
vorzulegen. Zuletzt berichtete das Kommunalreferat mit Bekanntgabe zur 
„Gewerbebewirtschaftung der Landeshauptstadt München (LHM); Bericht 
zu freien gewerblichen Flächen zum Stand 30.6.2024“ vom 7.11.2024 (Sit-
zungsvorlage Nr. 20-26/V 14939) über verfügbare Gewerbeeinheiten.

Wie bereits im Rahmen der Beantwortung Ihrer Anfragen Leerstand 1 
und 4 dargestellt, war eine Berichterstattung im Jahr 2025 aus Kapazitäts-
gründen leider nicht möglich, diese wird künftig im 2-Jahres-Rhythmus 
vorgelegt. Die nächste Bekanntgabe mit Stand zum 30.6.2026 wird im drit-
ten Quartal 2026 im Kommunalausschuss eingebracht.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Verbesserung der ÖPNV-Anbindung von Freiham – U-Bahn Vorläufer-
betrieb – ganztägig S-Bahn alle 10-Minuten – Verbesserungen im Rad-
netz
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Mona Fuchs, Judith Greif, 
Ursula Harper, Sofie Langmeier, Gudrun Lux, Angelika Pilz-Strasser, Florian 
Schönemann, Christian Smolka, Felix Sproll, Sibylle Stöhr und Sebastian 
Weisenburger (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 14.1.2026

Antwort Mobilitätstreferent Georg Dunkel:

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie: „Die Stadtverwaltung wird 
aufgefordert, für eine bessere Anbindung des Neubaugebietes Freiham an 
Pasing, an die Innenstadt und an die Nachbarkommunen zu sorgen. Hierfür 
sollen folgende Maßnahmen ausgearbeitet werden:
1.	 Verbesserung der Busanbindung zum Bahnhof Pasing. Insbesondere 

sobald die U-Bahn nach Pasing fertiggestellt ist, sollten Expressbusse 
von Freiham nach Pasing im Sinne eines Vorläuferbetriebs zur U-Bahn 
eingesetzt werden.

2.	 Ganztägiger 10-Minuten-Takt auf dem S-Bahn-Ast nach Herrsching zwi-
schen Germering und Pasing (S8 und S5). Der Oberbürgermeister wird 
hier gebeten, sich mit der Nachbarkommune Germering abzustimmen 
und gemeinsam mit dem Freistaat Bayern in Verhandlungen zu treten.

3.	 Verbesserung des lokalen Radnetzes im Westen Münchens und zu den 
Nachbarkommunen.“

Ihr Antrag vom 14.1.2026 betrifft zum Teil eine Angelegenheit, die in den 
operativen Geschäftsbereich der MVG GmbH fällt, eine staatliche Stelle 
(BEG) betrifft oder dem Stadtrat vorgelegt werden müsste. Ihr Einverständ-
nis vorausgesetzt, teilen wir Ihnen zu Ihrem Antrag Folgendes mit:

Zu Antragspunkt 1:
Das Mobilitätsreferat hat die MVG um Stellungnahme gebeten, die das Fol-
gende mittteilt:
„Die S-Bahn-Linien S4 und S8 (Verstärkerfahrten zu den Hauptverkehrs-
zeiten zusätzlich durch die S5) bieten eine leistungsfähige und schnelle 
Verbindung von den S-Bahnhöfen Aubing und Freiham nach Pasing. Beide 
Bahnhöfe werden von Freiham mit Bussen (Linien 57, 143 und 157) in 
dichten Takten angebunden. Die Linie 57 verkehrt zu den Hauptverkehrs-
zeiten im 5-Minuten-Takt von Freiham nach Pasing, so dass hier Pasing 
auch ohne Umsteigen erreichbar ist. Fahrten, die zurzeit noch am Hörweg 
enden, werden – vorbehaltlich der Finanzierung – in den nächsten Jahren 
bedarfsgerecht bis Freiham Bahnhof verlängert. 
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Für Expressbusse zwischen Freiham und Pasing wird auch nach der Ver-
längerung der U5 vom Laimer Platz bis Pasing Bahnhof aus heutiger Sicht 
keine Notwendigkeit gesehen, da bereits durch die S-Bahn eine schnelle 
Verbindung vorhanden ist.“

Zu Antragspunktunkt 2:
Für die Angebotsplanung, Finanzierung und Bestellung von Verkehren im 
Schienenpersonennahverkehr ist die Bayerische Eisenbahngesellschaft 
(BEG) zuständig.

Das Mobilitätsreferat hat die BEG um Stellungnahme gebeten, die das Fol-
gende mitteilt:

„Infrastrukturseitig wäre diese Angebotsausweitung umsetzbar. Allerdings 
müssen angesichts des eng begrenzten finanziellen Rahmens aufgrund 
der knappen Regionalisierungsmittel zur Bestellung von SPNV-Leistungen 
Prioritäten in Richtung der bayernweiten Umsetzung des Stundentakts 
gesetzt werden. Wir werden die Entwicklung der Verkehrsnachfrage in Zu-
sammenhang mit der städtebaulichen Entwicklung in Freiham jedoch ge-
nau im Auge behalten und Angebotsverbesserungen prüfen, sollten diese 
notwendig werden.“

Zu Antragspunkt 3:
Die Vollversammlung des Münchner Stadtrates hat am 24.7.2019 mehrheit-
lich beschlossen, die Forderungen der beiden Bürgerbegehren zum Rad-
verkehr in München (Radentscheid München) inhaltlich in vollem Umfang 
zu übernehmen (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 15572).

Ziel 2: Durchgängiges und leistungsfähiges Rad-Vorrangnetz

Ein lückenloses Netz aus optisch hervorgehobenen Rad-Vorrangrouten ver-
bindet alle Stadtbezirke, etwaige Radschnellwege und wichtige Orte des 
öffentlichen Lebens (z.B. Hochschulen, Fernbahnhofe, Kultureinrichtun-
gen). Unter Rad-Vorrangrouten sind zusammenhängende Radverkehrsanla-
gen mit ebenen Oberflächen zu verstehen. Rad-Vorrangrouten ermöglichen 
kurze Reisezeiten mit geringem Zeitverlust und wenigen Stopps sowie ein 
hohes Radverkehrsaufkommen.“

Das Mobilitätsreferat hat den Auftrag des Stadtrats zum Anlass genom-
men, die bestehenden Netzkonzeptionen für den Radverkehr (Verkehrsent-
wicklungsplan Radverkehr (VEP-R) 2002), Realisierungsnetz Radfahrverbin-
dungen in München 2005, beschilderte Radrouten 2006 in einem neuen 
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Netz zusammenzuführen. Dabei werden die bisherigen Radnetzkategorien 
Haupt-, Neben- und Alternativrouten abgelöst und durch die aktuellen 
bundesweit gültigen Netzkategorien gemäß den Empfehlungen für Rad-
verkehrsanlagen (ERA 2010) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV) ersetzt.

Für die Radschnellverbindungen (IR II) wurde dem Münchner Stadtrat be-
reits ein Vorschlag zur grundsätzlichen Routenführung vorgelegt (Sitzungs-
vorlage Nr. 14-20/V 14925 vom 24.7.2019 und Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 
04418 vom 27.4.2022).

Die stadtbezirksübergreifenden Verbindungen (IR III) wurden erarbeitet, ab-
gestimmt und finalisiert. Hierbei wurden die von den Bezirksausschüssen 
eingegangen Rückmeldungen zu den Zentralen POI und den Routenfüh-
rungen berücksichtigt. Ein Vorschlag zu den IR III soll im ersten Halbjahr 
2026 dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt werden.

Die Radverkehrsverbindungen (IR IV) werden derzeit in Zusammenarbeit 
von Mobilitätsreferat, Baureferat und Radentscheid München erarbeitet. 
Bereits bestehende Radverkehrsnetze (z.B. VEP-R und Realisierungsnetz 
Radverkehr) werden hier als Grundlage verwendet, geprüft und ggf. Rou-
ten umgelegt oder ergänzt. Im nächsten Schritt wird der Netzentwurf mit 
den Bezirksausschüssen abgestimmt. Daran anschließend werden auch 
die betroffenen Dienststellen und Referate eingebunden sowie die Überga-
bepunkte mit den Landkreisen besprochen. Im Jahr 2026 soll dem Stadtrat 
ein Vorschlag zur Entscheidung der IR IV-Routen vorgelegt werden.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Vogelschutzgerechte Glasflächen bei der Stadt 

 

Die Verwaltung der Landeshauptstadt München (LHM) prüft, ob bei Gebäuden der Stadt, die 

ein besonders hohes Vogelschlagrisiko aufweisen, zukünftig der Einsatz von hochwirksamen 

Vogelschutzfolien möglich ist. Sollte eine solche Nutzung möglich und diese kostenneutral oder 

nahezu kostenneutral umsetzbar sein, werden solche Folien in Zukunft verwendet. 

Dabei ist auch zu prüfen, ob eventuell mit Umweltverbänden oder Spendern 

zusammengearbeitet werden kann, um gegebenenfalls Kosten für den Einsatz zu senken. 

 

 

Begründung 

 

Laut Schätzungen sind im Jahr 2024 auf dem Gebiet der LHM allein eine Million Vögel durch 

Vogelschlag gestorben1. Die Nutzung von hochwirksamen Vogelschutzfolien kann das Risiko für 

Kollisionen um bis zu 90 Prozent senken, da die Vögel die Scheiben dann besser und frühzeitiger 

erkennen können2. 

Dass beispielsweise an der Universität Augsburg in den letzten beiden Jahren rund 1.500 

Quadratmeter an Fensterfläche durch Vogelschutzfolien „vogelschlagsicherer“ gemacht 

wurden zeigt, dass die Nutzung auch an öffentlichen Gebäuden möglich und ratsam ist. 

 

Sebastian Schall (Initiative)  Dr. Evelyne Menges   Alexandra Gaßmann 

stv. Fraktionsvorsitzender  stv. Fraktionsvorsitzende  Stadträtin 

 
1 https://www.charivari.de/muenchen/aktuell/fenster-uebersehen-rund-1-mio-tote-voegel-in-muenchen-
das-kannst-du-tun/851882 
2 KOPO 05/26, Seite 8 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Mittwoch, 27. Mai 2026 
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Algerien und Bosnien umgezogen 
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Pressemitteilung          

 
Mantelpaviane von Hellabrunn nach Algerien und 
Bosnien umgezogen 
 
München, 27. Mai 2026 – Vergangene Woche war es soweit: Die Mantelpaviane aus dem 
Tierpark sind umgezogen. Der Tiertransport nach Algerien beziehungsweise Bosnien 
verlief unkompliziert, alle Tiere sind wohlauf. Der Umzug der Paviane ist zugleich ein 
erster wichtiger Meilenstein für das Großprojekt Panda, denn die bisherige Paviananlage 
wird künftig Teil der neuen Panda-Anlage sein. 
 
Bis zum offiziellen Spatenstich der Anlage für die Großen Pandas werden noch einige Monate 
vergehen. Mit dem Wegzug der Paviane wurde jedoch bereits ein Teil des zukünftigen Panda-
Areals freigeräumt. Die zweite Hälfte der großzügig geplanten Anlage entsteht auf dem Gelände 
der bisherigen Lama-Anlage. Die dort lebenden Tiere werden im Laufe des Jahres in das 
Hellabrunner Mühlendorf umziehen. 
 
Die insgesamt 23 Mantelpaviane wurden nach ausführlichen Gesundheitschecks in zwei 
Gruppen aufgeteilt und in der vergangenen Woche mit einem professionellen Tiertransport-
Unternehmen per Flugzeug nach Algerien beziehungsweise über den Landweg nach Bosnien 
transportiert. 
 
„Beide zoologischen Einrichtungen sind für die Mantelpaviane eine sehr gute Alternative zum 
Tierpark Hellabrunn“, erklärt Direktor Rasem Baban. „Die Abgabe erfolgte in enger Abstimmung 
mit dem Erhaltungszuchtprogramm (EEP) für Mantelpaviane und die Zoos in Algerien und 
Bosnien haben in den letzten Monaten komplett neue Anlagen für die Primaten errichtet.“  
Mit dem geplanten Bau der Anlage für Große Pandas verfolgt der Tierpark Hellabrunn das Ziel, 
moderne Tierhaltung, internationalen Artenschutz und neue Bildungsangebote für Besucherinnen 
und Besucher miteinander zu verbinden. Die Fertigstellung und Eröffnung sind für 2028 geplant. 
Weitere Informationen zum Zeitplan und zur Gestaltung der neuen Anlage sollen in den 
kommenden Monaten vorgestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich gerne an: 
Lisa Reininger  
Pressesprecherin  
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-718 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
 

 
 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Verena Dietl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Dr. h.c. Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 
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